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1  Besprechung einer Hiebsmaßnahme im Wald; aus 
Sicht eines Großteils der Bevölkerung dient die Be
wirtschaftung des Waldes dem Erhalt dessen vielfäl
tiger Leistungen. Doch wer soll für die Bewirtschaf
tungskosten aufkommen?

Im Projekt »Soziokulturelles Waldmoni-
toring Bayern – WaMos Bayern« wurde 
im Jahr 2020 in Anlehnung an Untersu-
chungen aus der Schweiz und Baden-
Württemberg eine repräsentative Bevöl-
kerungsumfrage von insgesamt 3.504 
Personen zum Thema Wald erstellt und 
ausgewertet. Die Studie wirft einen aktu-
ellen Blick auf das gesellschaftliche Stim-
mungsbild zu wichtigen forstpolitischen 
Fragen. Im vierten Beitrag unserer Arti-
kelserie »Die Bayern und ihr Wald« be-
schäftigen wir uns mit den Kosten der 
Bewirtschaftung.

Wer soll für die Kosten der Bewirtschaf-
tung aufkommen?
Die große Mehrheit der bayerischen Be-
völkerung ist der Meinung, dass Wälder 
ihre vielfältigen Leistungen erbringen, 
weil sie bewirtschaftet werden. »Frische 
Luft«, Erholung und Naturschutz sind 
vielen besonders wichtig (LWF aktuell 
132, Ausgabe 1/2022). Wenig überra-
schend ist deshalb, dass eine finanziel-
le Unterstützung der Pflege des Waldes 
durch die öffentliche Hand Akzeptanz 

findet und grundsätzlich von rund 82 % 
der Befragten als berechtigt angesehen 
wird. Nur knapp 4 % der Befragten leh-
nen dies ab, gut 12 % sind unentschieden.
Wer aber soll nach Ansicht der Befrag-
ten die Kosten für die multifunktionale 
Waldbewirtschaftung in erster Linie tra-
gen? Die Befragten verstehen die Verant-
wortung für die Kosten bei der Waldbe-
wirtschaftung als Gemeinschaftsaufgabe 
(Abbildung 2). Vier Gruppen stehen im 
Fokus: die öffentliche Hand, die Waldbe-
sitzenden, die Konsumenten und Konsu-
mentinnen von Forst-Holz-Produkten so-
wie die CO2-Produzenten. 
Interessanterweise sind 50 % der Befrag-
ten mit einem klaren »Ja« davon über-
zeugt, dass Verkehr und Industrie für die 
Kosten bei der Waldbewirtschaftung auf-
kommen sollten. Verantwortung für die 
Waldbewirtschaftungskosten wird somit 
tendenziell eher bei den Produzenten von 
CO2 gesehen. Das Verursacherprinzip 

schlägt sich im Antwortverhalten nieder. 
Dennoch sehen knapp 44 % der Befrag-
ten auch die Waldeigentümerinnen und 
Waldeigentümer in der Pflicht.
Erholungssuchende hingegen werden nur 
von rund 37 % der Befragten als Gruppe 
angesehen, von der eine finanzielle Betei-
ligung erwartet wird. Gleichzeitig fänden 
rund die Hälfte der Befragten es ange-
messen, wenn sich Umwelt- und Natur-
schutzorganisationen an den Kosten für 
die Waldbewirtschaftung beteiligen. Teile 
der Bevölkerung sind offensichtlich über-
zeugt, dass Forderungen nach Umwelt- 
und Naturschutz zur Konsequenz haben 
sollten, daraus entstehende Kosten zu 
übernehmen.

Waldbewirtschaftung –  
wer soll die Kosten tragen? 

Roland Schreiber, Helena Eisele, Kathrin Böhling, Jasper Juschka
Der Aufwand für die Waldbewirtschaftung hat zugenommen. Ergeb
nisse des Testbetriebsnetzes Kleinprivatwald (< 50 ha) zeigen, dass 
sich die in den von Wetterextremen und Kalamitäten geprägten Jah
ren 2016/2017 gestiegenen Ausgaben für Holzernte, Waldpflege und 
schutz nur dann rentieren, wenn Waldbesitzende für sich selbst  
keine Lohnkosten einkalkulieren. Privatwaldbetriebe mit größeren 
Flächen (> 200 ha) erwirtschaften über 90 % ihres Ertrags aus der 
Holzernte. Das Projekt »Soziokulturelles Waldmonitoring Bayern« 
liefert Antworten auf die Fragen, wer aus Sicht der Bevölkerung die 
Waldbewirtschaftungskosten tragen soll und welche Ziele bei der 
Verwendung von öffentlichen Mitteln verfolgt werden sollten. 
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2  50 % der Befragten sprechen sich 
mit einem klaren »Ja« dafür aus, dass 
Verkehr und Industrie für Waldbewirt
schaftungskosten aufkommen sollten 
– aber auch Waldeigentümer, die öf
fentliche Hand sowie Waldbesitzer und 
Holznutzer werden hier in der Verant
wortung gesehen.
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Welche Bewirtschaftungsziele sollten aus 
öffentlichen Mitteln finanziert werden?
Bei der Frage, welche Ziele aus öffentli-
chen Mitteln finanziert werden sollten, 
kristallisieren sich deutliche Präferenzen 
heraus (Abbildung 3). So zeigt sich, dass 
Maßnahmen für den Naturschutz, zur Er-
höhung der CO2-Speicherkapazität, zur 
Anpassung von Wäldern an den Klima-
wandel sowie zum Schutz vor Naturge-
fahren den höchsten Stellenwert einneh-
men. Von größerem öffentlichen Interes-
se ist außerdem die Forschung über den 
Wald. 
Auf weniger Zustimmung stößt die Ver-
wendung von öffentlichen Mitteln, wenn 
damit Leistungen des Waldes finanziert 
werden sollen,  für die es einen Markt 
gibt. Hierzu zählen insbesondere die 
Holz- und Energieholzproduktion sowie 
ferner die Bereitstellung von Erholungs- 
und Sportangeboten. Die Unterstützung 
von waldpädagogischen Angeboten aus 
öffentlichen Geldern nimmt eine mittle-
re Stellung ein. Rund 40 % der Befragten 
sind der Auffassung, dass »viel öffentli-
ches Geld« hierfür zur Verfügung gestellt 
werden sollte. 
Demgegenüber vertreten 21 % der Be-
fragten die Auffassung, dass Waldbesit-
zende keine finanzielle Unterstützung 
erhalten sollten. Weitere 42 % gaben an, 
dass Waldbesitzende wenig öffentliche 
Mittel erhalten sollten. Angesichts des 
großen Zuspruchs für die finanzielle Un-
terstützung von bestimmten Leistungen, 

lässt sich hieraus ableiten, dass Subventi-
onen für Waldbesitzende vor allem zielge-
richtet und mit einem bestimmten Zweck 
verknüpft sein sollten. 
Der Wohnort und das Alter wirken sich 
nicht auf die Präferenzen bei der Verwen-
dung öffentlicher Mittel für die Waldbe-
wirtschaftung aus. In städtischen wie in 
ländlichen Gebieten sind drei Viertel der 
Befragten der Meinung, dass viel Geld 
für Naturschutzmaßnahmen im Wald zur 
Verfügung gestellt werden sollte. Auch 
zwischen den Altersgruppen und dem Ge-
schlecht ergeben sich keine wesentlichen 
Unterschiede. Ein ähnliches Bild zeigt 
sich, wenn es um die Verwendung von öf-
fentlichen Mitteln für die Anpassung der 
Wälder an den Klimawandel geht.

Bestehende Förderprogramme für Wald-
besitzende in Bayern
In Bayern gibt es umfangreiche Förder-
programme für die Unterstützung der 
Waldbewirtschaftung. 2021 wurden forst-
liche Maßnahmen im Privat- und Körper-
schaftswald mit insgesamt rund 93,8 Mio. 
Euro sowie Maßnahmen nach dem Ver-
tragsnaturschutzprogramm mit rund 10,4 
Mio. Euro gefördert. Davon entfielen 
	� rund 84 Mio. Euro auf die Förderung 
waldbaulicher Maßnahmen einschließ-
lich Waldschutz (WaldFÖPR2020),
	� rund 2,8 Mio. Euro auf die Förderung 
von forstlicher Infrastruktur (FORST-
WEGR 2016),
	� rund 6 Mio. Euro auf die Förderung 
forstwirtschaftlicher Zusammenschlüs-
se (FORSTZUSR 2021) und

	� 10,4 Mio. Euro auf die Förderung 
freiwilliger Naturschutzmaßnahmen 
(VNP WaldR 2021)

Das Förderprogramm WaldFÖPR2020 
unterstützt Waldbesitzende bei Maßnah-
men der Waldbewirtschaftung. Mit Zu-
wendungen über die Richtlinie FORST-
WEGR 2016 fördert die Bayerische Forst-
verwaltung die bedarfsgerechte und 
naturschonende Erschließung der Wäl-
der – denn ohne Forstwege ist die Pfle-
ge und nachhaltige Nutzung der Wälder 
oder eine Notrettung bei Unfällen nicht 
möglich. Die Förderung der anerkannten 
forstwirtschaftlichen Zusammenschlüsse 
über die FORSTZUSR 2021 ist an deren 
Aufgaben nach dem Bundeswaldgesetz 
ausgerichtet. Im besonderen Maße fin-
det dabei der Grundauftrag der Struk-
turverbesserung vor allem im kleinstruk-
turierten Privatwald Beachtung. Das  
Bayerische Vertragsnaturschutzprogramm 
Wald (VNPWaldR 2021) honoriert frei-
willige Leistungen, die Eigentümer oder 
Nutzungsberechtigte für den Natur- und 
Artenschutz in Wäldern erbringen. Ziel 
dieser Förderung ist es, die Vielfalt an Ar-
ten und Lebensräumen zu erhalten und 
zu entwickeln.
Das Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft hat Mitte 2021 die 
Einführung eines Modells zur langfris-
tigen Honorierung von Klimaschutzleis-
tungen des Waldes angekündigt. Eine 
wichtige Grundlage dürfte hierbei das 
vom Thünen-Institut entwickelte Konzept 
zur Honorierung von Ökosystemdienst-
leistungen sein (Elsasser et al. 2020). Ziel 
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3  »Viel« öffentliches Geld soll nach Angaben der Befragten vor allem für Naturschutzmaßnahmen 
sowie für Maßnahmen zur Erhöhung der CO2Speicherkapazität, zur Anpassung von Wäldern an den 
Klimawandel sowie zum Schutz vor Naturgefahren verwendet werden.
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»Die Bayern und ihr Wald«
Wald dient uns Menschen nicht nur als Erholungs-
ort in der Corona-Pandemie, sondern ist gleichzei-
tig Lebensraum für Pflanzen und Tiere, Holzlieferant 
oder auch helfende Kohlenstoffsenke im Klimawandel. 
Darüber, wie der Wald am besten unsere vielfälti-
gen Bedürfnisse erfüllen kann, diskutieren die unter-
schiedlichen Interessensvertreter (Forstwirtschaft, 
Naturschutz usw.) mitunter heftig. Aus diesem Grund 
ist es interessant herauszufinden, welche Einstellung 
die bayerische Bevölkerung zum Wald hat und wie sie 
zu Fragen der Forstwirtschaft, des Naturschutzes oder 
des Klimawandels steht. Im November 2020 fand eine 
Befragung von insgesamt 3.504 Personen mittels eines 
Online-Fragebogens statt. Die Teilnehmenden wur-
den anhand einer bestimmten Quotierung nach Alter, 
Geschlecht und räumlicher Verteilung auf die Städte 
und Landkreise in Bayern ausgewählt und bilden einen 
Querschnitt der bayerischen Bevölkerung ab. Mit 64 
Einzelfragen wurden Angaben zu zahlreichen The-
menblöcken erhoben: Produktionsfunktion, Ökolo-
gie im Wald, Erholung, Waldfunktionen, Waldzustand, 
Waldfläche, Waldpräferenzen, Klimawandel, Umwelt-
Werthaltung, Information und Kommunikation sowie 
Demografie. Die umfangreichen Befragungsergebnisse 
werden in der Artikelserie »Die Bayern und ihr Wald« 
in LWF aktuell thematisch aufbereitet veröffentlicht.

Zusammenfassung 
Die Mehrheit der bayerischen Bevölkerung hält die Bewirtschaftung der 
Wälder für einen wesentlichen Beitrag zum Erhalt deren vielfältiger Leis
tungen. Daher besteht überwiegend Konsens, dass öffentliche Mittel 
dafür bereitgestellt werden sollen. Die Kostenübernahme für die Wald
bewirtschaftung erachten die Befragten als Gemeinschafts aufgabe von 
öffentlicher Hand, Waldbesitzenden, CO2Produzenten und Kon sumenten 
von ForstHolzProdukten. Unterstützung findet insbesondere die Ver
wendung öffentlicher Mittel für Naturschutzmaßnahmen sowie für Maß
nahmen zur Erhöhung der CO2Speicherkapazität, zur Anpassung von 
Wäldern an den Klimawandel und zum Schutz vor Natur gefahren. Sofern 
es für Leistungen des Waldes einen Markt gibt, wird allerdings kein bzw.  
weniger Bedarf für einen Einsatz öffentlicher Mittel gesehen. 

Literatur 
Das Literaturverzeichnis finden Sie unter www.lwf.bayern.de in der Rubrik »Publikationen«. 

Links
Weitere Informationen zur Umfrage »Die Bayern und ihr Wald« finden Sie unter:
www.lwf.bayern.de/waldbesitz-forstpolitik/waldfunktionen-landesplanung/287545/index.php
Zudem stehen auf der Homepage des Bayerischen Staatsministeriums für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten unter: www.stmelf.bayern.de/wald/waldbesitzer_portal/048717/index.php 
weiterführende Informationen zu den bestehenden Förderprogrammen bereit.
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men. Die Einbeziehung des Klima- und 
Energiefonds für die aktuell geplanten 
Zahlungen an Waldbesitzende dürfte des-
halb auf Akzeptanz in der Bevölkerung 
stoßen. Modelle, die für die Honorierung 
von erbrachten Klimaschutzleistungen in 
der Waldbewirtschaftung staatliche Prä-
mien mit Marktmechanismen verknüp-
fen, halten wir für zukunftsfähig.

zeigen, dass es in der bayerischen Bevöl-
kerung einen breiten Konsens gibt, Wald-
bewirtschaftende mit den Kosten nicht 
allein zu lassen. Öffentliche Mittel soll-
ten vor allem zur Unterstützung der von 
Wäldern erbrachten Gemeinwohlleistun-
gen genutzt werden. Gleichzeitig gibt es in 
der Bevölkerung eine große Zustimmung, 
CO2-Produzenten in die Pflicht zu neh-

ist, anstelle von einzelnen Maßnahmen 
die tatsächlichen Leistungen der Forst-
wirtschaft für den Klima- und Biodiver-
sitätsschutz sowie für Erholungs- und 
Schutzleistungen zu honorieren. Die Agrar- 
ministerkonferenz (AMK) aus Bund und 
Ländern hat kürzlich die Auszahlung von 
öffentlichen Mitteln an Waldbesitzende 
beschlossen, um Anreize für den Erhalt 
und die Erweiterung der CO2-Speicherka-
pazität zu setzen. Hierfür soll der Klima- 
und Energiefonds genutzt werden, der 
sich unter anderem aus Einnahmen, die 
Energiewirtschaft und Teile der Industrie 
für den Ausstoß von CO2 zahlen müssen, 
finanziert. Die AMK reagiert damit auf 
eine Forderung von Waldbesitzerverbän-
den, zusätzliche Einnahmemöglichkeiten 
zu schaffen (vgl. Eberl 2022).

Fazit
Wetterextreme und Kalamitäten erhöhen 
den Aufwand für die Waldbewirtschaf-
tung und mindern Erlöse aus dem Holz-
verkauf. Wer aus Sicht der Bevölkerung 
für die Waldbewirtschaftungskosten auf-
kommen soll und welche Zielsetzungen 
mit öffentlichen Geldern unterstützt wer-
den sollten, ist deshalb von besonderem 
Interesse. Die Untersuchungsergebnisse 

4  Das Belassen von Totholz im Wald ist aktiver Naturschutz; die Verwendung öffentlicher Gelder für Maß
nahmen dieser Art stoßen auf breite Unterstützung bei den Befragten Foto: G. Brehm, AELF Fürstenfeldbruck


